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gierung der EG-Kommission übermittelten Ausnah­
mekatalog, BArbBl. l 1/ 1987, 40 ff.). Zu denken wäre 
auch an Fälle, in denen Beschäftigungsverbote nach 
dem Mutterschutzgesetz einer Beschäftigung der 
Bewerberin entgegenstehen oder in denen von vorn­
herein eine Tätigkeit z.B. in einem befristeten 
Arbeitsvertrag wegen sogleich eintretender Mutter­
schutzfristen, Erziehungsurlaub etc. (vgl. u.a. Bul­
la/Buchner, MuSchG, 5. Aufl., § 5 Rz. 10-12; 
Gröninger/Thomas, MuSchG, § 9 Rz. 53; Heil­
mann, MuSchG, § 5 Rz. 22; ders. ArbuR 1987, 118, 
120; Zmarzlik/Zipperer, MuSchG, 5. Aufl., §9 Rz. 
35; Meisel/Sowka, MuSchG, §9 Rz. 40) nicht mög­
lich ist. Eine solche Ausnahmesituation lag hier je­
denfalls nicht vor, denn die Beklagte hat die Klägerin 
nicht befristet eingestellt, sondern eine Beschäftigung 
war ab 4. September 1991 immerhin bis sechs Wo­
chen (§3 Abs. 2 MuSchG) vor dem 11. Januar 1992 
(voraussichtlicher Entbindungstermin) und im An­
schluß an die Mutterschaft möglich. Die Klägerin 
sollte also als Schwangerschaftsvertretung nicht gera­
de nur eine bestimmte, festliegende Zeit zur Ver­
fügung stehen, so daß sie infolge gleichzeitiger 
Beschäftigungsverbote aufgrund eigener Schwanger­
schaft eine Tätigkeit für die Beklagte überhaupt nicht 
übernehmen konnte. Dies hat auch das Landesar­
beitsgericht festgestellt, ohne daß die Revision dies ge­
rügt hätte. 

d) Die Klägerin hat folglich nicht arglistig ge­
handelt, wenn sie die Frage nach der Schwangerschaft 
- von diesem Sachvortrag der Beklagten war wegen 
der Säumnis der Klägerin auszugehen (vgl. Baum­
bach/Lauterbach/ Albers/Hartmann, ZPO, 50. 
Aufl., §557 Anm. 2) - falsch beantwortete, weil die 
Frage unzulässig war. Eine rechtswidrige, arglistige 
Täuschung, die zur Anfechtung des Arbeitsvertrages 
berechtigte, lag deshalb nicht vor (ständige Rechtspre­
chung des BAG seit Urteil vom 5. Dezember 1957 -
1, AZR 594/56 - AP Nr. 1 zu §123 BGB; vgl. zu­
letzt Senatsurteil vom 21. Februar 1991 - 2 AZR 
449/90 - EzA §123 BGB Nr. 35, zu II 2 der 
Gründe). 

Hinweis der Red.: s. dazu - immer noch aktu­
ell - Malin Bode, Anm. zu A rbG Frankfurt 
STREIT 1/83, S. 33 ff 

Urteil 
EuGH, Art. 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 der 
Richtlinie 76/207 /EWG des Rates 
vom 9.2.1976 
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Frage nach Schwangerschaft bei 
Einstellung unzulässig (,,Dekker-U rteil ") 

1) Ein Arbeitgeber verstößt unmittelbar gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz der Artikel 2 Absatz 
1 und 3 Absatz 1 der Richtlinie 76/207/EWG des 
Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäfti­
gung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Auf 
stieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen, 
wenn er es ablehnt, mit einer von ihm für geeignet 
befundenen Bewerberin einen Arbeitsvertrag zu 
schließen, weil er wegen der Einstellung einer 
schwangeren Frau Nachteile zu befürchten hat, die 
sich aus einer staatlichen Regelung über die Arbeits­
unfähigkeit ergeben, wonach eine mit Schwanger­
schaft und Entbindung zusammenhängende 
Verhinderung an der Arbeitsleistung einer Verhin­
derung wegen Krankheit gleichsteht. 

2) Für die Beantwortung der ersten Frage macht es kei­
nen Unterschied, daß sich kein Mann um die freie 
Stelle beworben hat. 

3) Die Richtlinie 76/207 IEWG überläßt es zwar den 
Mitgliedsstaaten, die Sanktion für einen Verstoß ge­
gen das Diskriminierungsverbot unter den ver­
schiedenen Möglichkeiten auszuwählen, die zur 
Verwirklichung des Ziels der Richtlinie geeignet 
sind; entscheidet sich ein Mitgliedstaat jedoch für 
eine Sanktion, die sich in den Rahmen einer zivil­
rechtlichen Haftungsregelung einfügt, so reicht jeder 
Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot für sich 
genommen aus, um die volle Haftung seines Urhe­
bers auszulösen, ohne daß die im nationalen Recht 
vorgesehenen Rechtfertigungsgründe berücksichtigt 
werden können. 

(amtlicher Leitsatz) 
Urteil des EuGH v. 8.11.1990- C - 177/88 -

Aus dem Sachverhalt: 
Der Hoge Raad der Nederlanden hat mit Urteil vom 24. 

Juni 1988 gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vier Fragen nach der 
Auslegung der Artikel 2 und 3 der Richtlinie 76/207 /EWG des 
Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum berufli­
chen Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABI. 
L 39, S. 40; im folgenden: ,,die Richtlinie") zur Vorabentschei­
dung vorgelegt. 

Diese Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit zwischen 
Frau E.J.P D. und der Stichting VJV. Im Juni 1981 bewarb sich 
Frau D. um eine Stelle als Erzieherin in der vom VJV betriebenen 
Bildungsstätte für junge Erwachsene. Am 15. Juni 1981 teilte sie 
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der Auswahlkommission mit, daß sie seit drei Monaten schwan­
ger sei. Die Kommission schlug sie dennoch der Leitung des VJV 
als für die Tätigkeit am besten geeigneten Bewerber vor. Mit 
Schreiben vom 10. Juli 1981 teilte das VJV Frau D. jedoch mit, 
daß sie nicht eingestellt werde. 

In diesem Schreiben führte das VJV aus, diese Entscheidung 
sei darauf zurückzuführen, daß Frau D. schon bei Einreichung ih­
rer Bewerbung schwanger gewesen sei und daß dies nach den von 
ihr eingeholten Auskünften bedeute, daß, wenn das VJV Frau D. 
einstellen würde, deren Versicherer, ,,der Risicofonds", dem VJV 
nicht das Krankengeld erstatten würde, das es Frau D. während 
ihres Mutterschaftsurlaubs zu zahlen hätte. Infolgedessen wäre es 
ihm finanziell unmöglich, während der Verhinderung von Frau 
D. einen Vertreter einzustellen, so daß es ein Teil seiner Bil­
dungsplätze verlieren würde. 

Wie sich aus den Akten ergibt, kann die Leitung des Risico­
fonds nach Artikel 6 des Ziekengeldreglement (Krankengeldrege­
lung) in der Tat einem Mitglied (dem Arbeitgeber) die Erstattung 
des Krankengeldes ganz oder teil weise verweigern, wenn ein Versi­
cherter (der Arbeitnehmer) innerhalb eines halben Jahres nach 
dem Zeitpunkt des Beginns der Versicherung zur Verrichtung 
seiner Arbeit unfähig geworden ist und aufgrund seines Gesund­
heitszustands im Zeitpunkt des Versicherungsbeginns mit dem 
Eintritt dieser Arbeitsunfähigkeit innerhalb dieser Frist er­
kennbar zu rechnen war. Im Gegensatz zu Artikel 44 Absatz 1 
Buchstabe b der Ziektewet, des niederländischen Krankenversi­
cherungsgesetzes, das die im allgemeinen für Arbeitnehmer im 
Privatsektor geltende Versicherungsregelung enthält, sieht das im 
Fall von Frau D. ausschließlich anwendbare Ziekengeldreglement 
nicht für den Fall der Schwangerschaft eine Ausnahme von dem 
Grundsatz vor, daß die Erstattung des Krankengelds bei „vorher­
sehbarer Krankheit" verweigert werden kann. 

Die Arrondissementsrechtbank Haarlem und der Ge­
richtshof Amsterdam wiesen nacheinander die Klage ab, mit der 
Frau D. beantragt hatte, das VJV zur Zahlung von Schadensersatz 
wegen Verdienstausfalls zu verurteilen. Frau D. legte daraufhin 
Kassationsbeschwerde beim Hoge Raad der Nederlanden ein. 

Da dieses Rechtsmittel seiner Ansicht nach Probleme bei 
der Auslegung der Richtlinie 76/207 des Rates aufwirft, hat der 
Hoge Raad der ederlanden beschlossen, dem Gerichtshof fol­
gende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen: 

„1) Verstößt ein Arbeitgeber unmittelbar oder mittelbar gegen 
den in den Artikeln 2 Absatz 1 und 3 Absatz 1 der Richtlinie 
76/207 /EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirkli­
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur 
Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug 
auf die Arbeitsbedingungen aufgestellten Grundsatz der 
Gleichbehandlung, wenn er es ablehnt, mit einer von ihm für 
geeignet befundenen Bewerberin einen Arbeitsvertrag zu 
schließen, weil er wegen deren bei dieser Bewerbung beste­
henden Schwangerschaft im Zusammenhang mit einer staat­
lichen Regelung über die Arbeitsunfähigkeit, wonach eine 
mit Schwangerschaft und Entbindung zusammenhängende 
Verhinderung an der Arbeitsleistung einer Verhinderung we­
gen Krankheit gleichsteht, achteile zu befürchten hat? 

2) Macht es dabei einen Unterschied, daß sich kein Mann be­
worben hat? 

3) Ist es mit den Artikeln 2 und 3 vereinbar, 
a) daß neben der feststehenden Verletzung des Gleich­

behandlungsgrundsatzes gegenüber der abgelehnten Bewer­
berin für die Zuerkennung eines mit dieser Verletzung 
begründeten Anspruchs der hier gegebenen Art noch ein Ver­
schulden des Arbeitgebers verlangt wird oder 

b) daß sich der Arbeitgeber, wenn ein solcher Verstoß 
feststeht, seinerseits noch auf einen Rechtfertigungsgrund be­
rufen kann, ohne daß einer der Fälle des Artikels 2 Absätze 
2 bis 4 vorliegt? 
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4) Reicht es, falls ein Verschulden im Sinne der Frage 3 verlangt 
werden darf oder Rechtfertigungsgründe angeführt werden 
können, für das Fehlen eines Verschuldens oder für das Vor­
liegen eines Rechtfertigungsgrundes aus, daß für einen 
Arbeitgeber die im Tatbestand (des Vorlageurceils) dargestell­
ten Risiken bestehen, oder sind die Artikel 2 und 3 dahin aus­
zulegen, daß er diese Risiken zu tragen hat, es sei denn, daß 
er sich vollständige Gewißheit darüber verschafft hat, daß die 
Leistung wegen Arbeitsunfähigkeit verweigert wird oder daß 
Bildungsplätze verlorengehen, und er sein möglichstes getan 
hat, um dies zu verhindern?" 

Zur ersten Frage 
Vorab ist darauf hinzuweisen, daß die Richtlinie 

nach ihrem Artikel 1 Absatz 1 zum Ziel hat, daß in 
den Mitgliedstaaten der Grundsatz der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen hinsichtlich des 
Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und 
zum beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die Ar­
beitsbedingungen verwirklicht wird. 

Nach Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie beinhal­
tet „der Grundsatz der Gleichbehandlung ... , daß kei­
ne unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts - insbesondere unter Be­
zugnahme auf den Ehe- oder Familienstand - erfol­
gen darf". Nach Artikel 3 Absatz 1 beinhaltet „die 
Anwendung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
... , daß bei den Bedingungen des Zugangs -
einschließlich der Auswahlkriterien - zu den Be­
schäftigungen oder Arbeitsplätzen ... keine Diskrimi­
nierung aufgrund des Geschlechts erfolgt". 

Es ist zu prüfen, ob eine Verweigerung der Ein­
stellung in dem vom vorlegenden Gericht bezeichne­
ten Fall eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts im Sinne der Richtlinie darstellen 
kann. Die Antwort auf diese Frage hängt davon ab, 
ob es sich bei dem wesentlichen Grund für die Ver­
weigerung der Einstellung um einen Grund handelt, 
der unterschiedslos für Arbeitnehmer beiderlei Ge­
schlechts oder aber ausschließlich für eines der bei­
den Geschlechter gilt. 

Der Arbeitgeber hat die Weigernng, Frau D. ein­
zustellen, im wesentlichen damit begründet, daß er 
vom Risicofonds nicht die Erstattung des Kranken­
geldes erlangen könnte, das er ihr während ihrer 
durch die Schwangerschaft verursachten Fehlzeiten 
zahlen müßte, daß er aber dennoch gezwungen wäre, 
einen Vertreter einzustellen. Diese Situation ist dar­
auf zurückzuführen, daß zum einen die fragliche na­
tionale Regelung die Schwangerschaft der Krankheit 
gleichstellt und zum anderen das Ziekengeldregle­
ment keine Vorschrift enthält, durch die die Schwan­
gerschaft von den Fällen ausgeschlossen wird, in 
denen der Risicofonds die Erstattung des Kranken­
gelds verweigern kann. 

Hierzu ist zu bemerken, daß die Verweigerung 
einer Einstellung wegen Schwangerschaft nur Frauen 
gegenüber in Betracht kommt und daher eine unmit-
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telbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
darstellt. Eine Verweigerung der Einstellung auf­
grund der finanziellen Auswirkungen der Fehlzeiten 
wegen Schwangerschaft ist als eine Weigerung an­
zusehen, die im wesentlichen ihren Grund in der 
Schwangerschaft als solcher hat. Eine solche Diskri­
minierung kann nicht mit dem finanziellen Nachteil 
gerechtfertigt werden, den der Arbeitgeber im Fall 
der Einstellung einer schwangeren Frau während de­
ren Mutterschaftsurlaubs erleiden würde. 

Im übrigen kann der Umstand, daß die Schwan­
gerschaft der Krankheit gleichgestellt wird und daß 
die Vorschriften der Ziektewet und des Ziekengeldre­
glement über die Erstattung des Krankengelds bei 
Schwangerschaft nicht miteinander übereinstimmen, 
nicht als Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
im Sinne der Richtlinie angesehen werden. Da es 
schließlich eine unmittelbare Diskriminierung dar­
stellt, wenn ein Arbeitgeber eine Einstellung auf­
grund der finanziellen Auswirkungen von Fehlzeiten 
wegen Schwangerschaft ablehnt, braucht nicht ge­
prüft zu werden, ob nationale Vorschriften der oben 
bezeichneten Art den Arbeitgeber einem solchen 
Druck aussetzen, daß er sich veranlaßt sieht, die Ein­
stellung einer schwangeren Frau abzulehnen, wo­
durch sie eine Diskriminierung im Sinne der 
Richtlinie bewirken würden. 

Nach allem ist auf die erste Vorlagefrage zu ant­
worten, daß ein Arbeitgeber unmittelbar gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz der Artikel 2 Absatz 1 
und 3 Absatz 1 der Richtlinie 76/207 des Rates vom 
9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung von Männern und Frauen 
hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Be­
rufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
bezug auf die Arbeitsbedingungen verstößt, wenn er 
es ablehnt, mit einer von ihm für geeignet befunde­
nen Bewerberin einen Arbeitsvertrag zu schließen, 
weil er wegen der Einstellung einer schwangeren Frau 
Nachteile zu befürchten hat, die sich aus einer staatli­
chen Regelung über die Arbeitsunfähigkeit ergeben, 
wonach eine mit Schwangerschaft und Entbindung 
zusammenhängende Verhinderung an der Arbeitslei­
stung einer Verhinderung wegen Krankheit gleich­
steht. 

Zur zweiten Frage 
Die zweite Frage des Hoge Raad geht dahin, ob 

es für die Beantwortung der ersten Frage einen Unter­
schied macht, daß sich kein Mann um die freie Stelle 
beworben hat. 

Nach Ansicht des VJV ist die zweite Frage zu be­
jahen, weil es nicht um die diskriminierende Wir­
kung einer abstrakten Maßnahme gehe, sondern um 
eine konkrete Entscheidung eines Arbeitgebers, eine 
bestimmte Bewerberin nicht einzustellen. Wenn ein 
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Mary Wollstonecraft, englische Frauenrechtlerin (1759-1797}; Ge­
mälde von John Opie 1797 

Arbeitgeber eine Auswahl zwischen ausschließlich 
weiblichen Bewerbern treffe, könne dabei nicht von 
einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ge­
sprochen werden, weil sich der Arbeitgeber in diesem 
Fall durch andere Erwägungen finanzieller oder ad­
ministrativer Art leiten lasse. 

Hierzu ist festzustellen, daß die Antwort auf die 
Frage, ob die Weigerung, eine Frau einzustellen, eine 
unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung dar­
stellt, vom Motiv dieser Weigerung abhängt. Besteht 
dieses darin, daß die Betroffene schwanger ist, so steht 
die Entscheidung in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Geschlecht der Bewerberin, Von daher kann 
es für die Beantwortung der ersten Vorlagefrage nicht 
von Belang sein, daß sich kein Mann beworben hat. 

Somit ist auf die zweite Vorlagefrage zu antwor­
ten, daß es für die Beantwortung der ersten Frage kei­
nen Unterschied macht, daß sich kein Mann um die 
freie Stelle beworben hat. 

Zur dritten Frage 
Die dritte Frage geht dahin, ob es die Artikel 2 

und 3 der Richtlinie ausschließen, daß einer mit der 
Verletzung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
begründeter Schadensersatzklage nur dann stattgege­
ben wird, wenn darüber hinaus nachgewiesen wird, 
daß sich der Arbeitgeber schuldhaft verhalten hat, 
und feststeht, daß er sich nicht auf einen Rechtferti­
gungsgrund berufen kann. 

maritthiede
Rechteck
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Hierzu ist festzustellen, daß die Richtlinie in Ar­
tikel 2 Absätze 2 bis 4 Ausnahmen von dem in ihrem 
Artikel 2 Absatz 1 aufgestellten Grundsatz der 
Gleichbehandlung vorsieht, keineswegs aber die Haf­
tung des Urhebers einer Diskriminierung davon ab­
hängig macht, daß ein Verschulden nachgewiesen 
wird oder kein Rechtfertigungsgrund vorliegt. 

Artikel 6 der Richtlinie erkennt an, daß die Op­
fer einer Diskriminierung Rechte besitzen, die sie 
gerichtlich geltend machen können. Wenn eine voll­
ständige Durchführung der Richtlinie auch nicht 
eine bestimmte Sanktion für Verstöße gegen das Dis­
kriminierungsverbot erfordert, so setzt sie doch 
voraus, daß diese Sanktion geeignet ist, einen tatsäch­
lichen und wirksamen Rechtsschutz zu gewährleisten 
(Urteil vom 10. April 1984 in der Rechtssache 14/83, 
von Colson und Kamann, Slg. 1984, 1891, Randnr. 
23). Sie muß ferner eine wirklich abschreckende Wir­
kung gegenüber dem Arbeitgeber haben. 

Wenn die Haftung eines Arbeitgebers für Ver­
stöße gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 
davon abhinge, daß ein Verschulden des Arbeitgebers 
nachgewiesen wird und kein durch das anwendbare 
nationale Recht anerkannter Rechtfertigungsgrund 
vorliegt, würde dies die praktische Wirksamkeit die­
ser Grundsätze erheblich beeinträchtigen. 

Daraus folgt, daß dann, wenn sich ein Mitglied­
staat für eine Sanktion entscheidet, die sich in den 
Rahmen einer Regelung über die zivilrechtliche Haf­
tung des Arbeitgebers einfügt, jeder Verstoß gegen 
das Diskriminierungsverbot für sich genommen aus­
reichen muß, um die volle Haftung seines Urhebers 
auszulösen, ohne daß die im nationalen Recht vorge­
sehenen Rechtfertigungsgründe berücksichtigt wer­
den können. 

Somit ist zu antworten, daß die Richtlinie 
76/207 es zwar den Mitgliedstaaten überläßt, die 
Sanktion für einen Verstoß gegen das Diskriminie­
rungsverbot unter den verschiedenen Möglichkeiten 
auszuwählen, die zur Verwirklichung des Ziels der 
Richtlinie geeignet sind, daß jedoch, wenn sich ein 
Mitgliedstaat für eine Sanktion entscheidet, die sich 
in den Rahmen einer zivilrechtlichen Haftungsrege­
lung einfügt, jeder Verstoß gegen das Diskriminie­
rungsverbot für sich genommen ausreicht, um die 
volle Haftung seines Urhebers auszulösen, ohne daß 
die im nationalen Recht vorgesehenen Rechtferti­
gungsgründe berücksichtigt werden können. 

Zur vierten Frage 
Angesichts der Antwort auf die dritte Frage 

braucht über die vierte Frage nicht entschieden zu 
werden. 
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Urteil 
BAG, § 1 TVG, Tarifverträge: 
Einzelhandel; Art. 119 I EWG-Vertrag; 
Lohntarifvertrag für den Einzelhandel 
in NRW vom 6. Juli 1989 
Schwere körperliche Arbeit für 
Auszeichnerin im Einzelhandel 

1. Das Tatbestandsmerkmal der „schweren kör­
perlichen Arbeit" im Lohntarifvertrag für den Einzel­
handel in Nordrhein-Westfalen stellt nicht allein auf 
die muskulöse Belastung des Arbeitnehmers ab. Viel­
mehr ist damit auf alle Faktoren abgestellt, die auf den 
Arbeitnehmer belastend einwirken und zu körperli­
chen Reaktionen führen. 

2. Schwere körperliche Arbeit kann sich ergeben 
wegen der bei der Tätigkeit notwendigen Körperhal­
tung, bei taktgebundener oder repetitiver Arbeit, aus 
nervlicher oder sensorischer Belastung, Lärm und son­
stigen Umwelteinwirkungen, sozialen Belastungs­
faktoren. 

3. Der Lohngleichheitssatz läßt eine Lohnstaffe­
lung allein nach der muskulären Belastung nur dann 
zu, wenn das Gesamtsystem der Lohnstaffelung auch 
qualifizierende Merkmale enthält, die mehr Personen 
weiblichen Geschlechts zugeordnet werden. 

(amtliche Leitsätze} 
Urteil des BAG vom 29.7.1992 - 4 AZR 502/91 -

Aus dem Sachverhalt: 
Die Parteien streiten über die tarifgerechte Eingruppierung 

der Klägerin. 
Die Klägerin ist bei der Beklagten in deren Zweignieder­

lassung beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis finden aufgrund 
beiderseitiger Tarifgebundenheit der Mantel- und der Lohntarif­
vertrag für den Einzelhandel in ordrhein-Westfalen Anwen­
dung. Die Klägerin erhält Lohn nach LohnGr. II Lohnstaffel a). 
Sie wird als Auszeichnerin in der Warenannahme beschäftigt. Ihre 
Aufgabe besteht darin, die angelieferten Waren (Textilien, Kurz­
waren, Bettwäsche, Bücher, Papierwaren und Porzellan) mit den 
Verkaufspreisen auszuzeichnen und in den jeweils zur Weiterlei­
tung bestimmten Behälter zu laden. In den F'allen, in denen hier­
bei schwere Pakete gehoben bzw. bewegt werden müssen, ruft die 
Klägerin den Arbeiter R. zu Hilfe, der die schweren Pakete dann 
bewegt. Dieses kommt durchschnittlich einmal pro Schicht vor, 
wobei die Klägerin manchmal fünf bis zehn Minuten auf Herrn 
R. warten muß. Im einzelnen verrichtet die Klägerin folgende Tä­
tigkeiten: 

Die angelieferten Waren sind in Kartons unterschiedlicher 
Größe verpackt. Die Pakete sind teilweise mit Folien oder Bän­
dern zu einem Gebinde zusammengebunden und befinden sich 
auf Europaletten. Die Europaletten werden von Herrn R. zum 
Arbeitsplatz der Klägerin bzw. der übrigen Auszeichnerinnen in 
den vierten Stock des Hauses gebracht und auf dem Boden vor 
dem Tisch der jeweiligen Auszeichnerin abgestellt. Die Klägerin 
bekommt zur Bearbeitung täglich zwischen drei und zehn Euro­
paletten angeliefert, auf denen sich zwischen zehn und vierzig 
Pakete befinden. Die Pakete haben unterschiedliche Gewichte, die 
von einem relativ geringen Gewicht bis zu einem Gewicht von 
etwa 50 kg reichen. Die meisten Pakete haben ein Gewicht von 
nicht mehr als 10-15 kg. Die Klägerin hat zuerst eine Inhalts-

..._; 
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